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Kleinunternehmerregelung neu: 
 Umsatzsteuerpflicht für Gutachten  
im Gesundheitsbereich
Mit dem am 1. 1. 2017 in Kraft getretenen Abgabenän-

derungsgesetz 2016 (AbgÄG 2016), BGBl I 2016/117, 
wurde die sogenannte Kleinunternehmerregelung in 
der Umsatzsteuer (§ 6 Abs 1 Z 27 Umsatzsteuerge-

setz 1994 – UStG 1994) entschärft. Kleinunternehmer 
ist, wer im Inland sein Unternehmen betreibt und des-
sen Umsätze im Veranlagungszeitraum € 30.000,– nicht 
übersteigen. Diese Umsätze sind, wenn der Unterneh-
mer nicht die Regelbesteuerung beantragt, gemäß § 6 

Abs 1 Z 27 UStG 1994 von der Umsatzsteuer befreit.

Während bisher alle Umsätze des Unternehmens im 
Veranlagungszeitraum zur Beurteilung des Über-
schreitens der Umsatzgrenze von € 30.000,– herange-
zogen wurden, gilt nun Folgendes:

Neben Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäftsver-
äußerung im Ganzen, sind Umsätze, die nach § 6 Abs 1 

Z 8 lit d und j, Z 9 lit b und d, Z 10 bis 15, 17 bis 26 

und 28 UStG 1994 steuerfrei sind, bei der Berechnung 
der Kleinunternehmergrenze von € 30.000,– außer 

Ansatz zu lassen.

Diese Änderung soll insbesondere eine Vereinfachung 
für jene Unternehmer darstellen, die neben ihrer grund-

sätzlich umsatzsteuerbefreiten Tätigkeit auch geringe 

steuerpflichtige Umsätze erzielen. Sie betrifft vor allem 
Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten, Gesundheits- 

und klinische Psychologen, Hebammen, freiberuflich 
Tätige in der Gesundheits- und Krankenpflege und der 
medizinisch-technischen Dienste sowie Heilmasseu-

re (§ 6 Abs 1 Z 19 UStG 1994; Rz 941 der Umsatzsteu-
errichtlinien 2000; Näheres zur Umsatzsteuerbefreiung 

im Gesundheitsbereich siehe Schmidt/Guggenbichler, 
Umsatzsteuer für ärztliche Gutachten, SV 2014/1, 1).

Die umsatzsteuerbefreiten beruflichen Einnahmen all 
dieser Personen sind seit 1. 1. 2017 für die Ermittlung 
der Kleinunternehmergrenze nicht mehr heranzuzie-
hen.

Beispiel: Ein selbständiger Arzt erzielt jährliche Ein-

nahmen aus Heilbehandlungen von € 200.000,–. Die-
se sind gemäß § 6 Abs 1 Z 19 UStG 1994 umsatzsteu-

erfrei. Weiters erstattet der Arzt Gutachten, die nicht 
unter die Steuerbefreiung fallen, für die also Umsatz-

steuer zu verrechnen wäre. Für diese Gutachten werden 
im selben Jahr € 12.000,– (netto) verrechnet. Die Um-
sätze aus Heilbehandlungen sind für die Berechnung 
der Umsatzgrenze für Kleinunternehmer nunmehr un-

beachtlich. Da die Umsätze aus der Gutachtertätigkeit 
die Grenze von € 30.000,– nicht erreichen, fällt der Arzt 
unter die Kleinunternehmerregelung. Die Umsätze aus 
den Gutachten sind damit umsatzsteuerbefreit. Die 
Umsatzsteuerpflicht entsteht erst, wenn seine Umsätze 
aus der Gutachtertätigkeit € 30.000,– pro Jahr überstei-
gen. Das einmalige Überschreiten der Umsatzgrenze 
um nicht mehr als 15 % innerhalb eines Zeitraums von 
fünf Kalenderjahren ist unbeachtlich.

Sachverständige, die unter die Kleinunternehmerrege-
lung fallen, müssen von den Gebühren bzw Honoraren, 
die sie für ihre Gerichts- und Privatgutachten beziehen, 
keine Umsatzsteuer abführen und daher auch auf ihren 
Honorarnoten keine Umsatzsteuer ausweisen.

Die Möglichkeit der Optierung zur Regelbesteuerung 
(§ 6 Abs 3 UStG 1994) besteht uneingeschränkt weiter.
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